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Europa ſcheine den Vereinigten

eine Einheitsfront bilden zu wollen.
in Betracht kommt, iſt der Vorwurf natürlich unbegründet

die Verquickung beider Angelegenheiten, die
nichts miteinander zu tun haben,
Deutſchlands Koſten

Wafhingtoner Empörung
Als Chamberlain im Unterhauſe die erſten Andeu

tungen über gewiſſe Vereinbarungen mit Frankreich über
die Abrüſtung machte, ſtellte es die Preſſe beider Länder
ſo dar, als ob nunmehr die Grundlage für die Verminde-
rung der Heere und Flotten gefunden worden ſei und
Amerika die Abmachungen begeiſtert aufnehmen werde
Wir haben daran nicht geglaubt, weil ſonſt dieſes ganze
geſonderte Vorgehen des Foreign Office und des Quai
d Orſay unverſtändlich geweſen wäre Man hätte viel be
quemer die Amerikaner ſofort heranziehen können. Auch
wirkte die Geheimniskrämeret verdächtig. Genau dieſelbe
Ueberlegung herrſchte im Staatsdepartement, das in offi
ziellen Verlautbarungen und in der von ihm beeinflußten
Preſſe eine ſofortige und gründliche Aufklärung verlangte.
Sie iſt bis zur Stunde ausgeblieben. Dafür aber ſetzten in
liberalen Blättern Englands Enthüllungen ein, die im
Grunde genommen alles beſtätigten, was man gemütmaßt
hatte. Echo de Paris, das ſehr gute Beziehungen zu den
Marinekreiſen unterhält, hat dieſe Angaben als richtig
bezeichnet. Danach hat England Frankreich freie Hand beim
Bau der kleinen Kriegsfahrzeuge gegeben. Nur Hreuzer

über 10000 Tonnen Und Unterſeeboote unter 600 Tonnen
ſollen Zzahlenmäßig beſchränkt ſein Angeblich würde damit
eine Ungerechtigkeit aufgehoben. Jn Wirklichkeit hat eine
ſolche Vereinbarung nur dann einen Sinn, wenn England
Frankreich als Bundesgenoſſen anſieht Früher hat gerade
die Britiſche Admiralität ſolchen Wünſchen heftigen Wider
ſtand geleiſtet weil man gerade verhindern wollte daß
im Kriegsfalle die Kanalküſte ausreichend verteidigt wird
Das Blatt hat ſich offenbar gründlich geändert Man iſt an
der Themſe damit einverſtanden, daß Frankreich dieſen
Schutz in genügendem Ausmaße beſttzt, um ſeine Hochſee
flotte im Mittelmeer zu verwenden. Daher auch die leb
hafte Erregung in Italien Ganz abgeſehen davon, daß
dieſes Entgegenkommen in irgendeinem Zuſammenhang mit
der engliſchen Weltpolitik ſtehen muß, ſich alſo gegen
Amerika richtet, bedeutet es güch eine Sabotage der Ab-
rüſtung. Schon jetzt wird in der neuen Welt erklärt, daß
man an weiteren Verhandlungen nicht teilnehmen werde
und hat neuerdings wieder genügende Erkärungen ge
fordert. Die Lage iſt dadurch nicht gerade entſpannt worden.

Die neue Entente
Nimmt man an, und alles ſpricht dafür, daß die Be

hauptungen der Oppoſition in London begründet ſind, daß
eine neue Entente im Entſtehen begriffen iſt, ſo wird man
ſich bei uns fragen müſſen, welche Folgerungen daraus für
Deutſchland entſtehen. Ein Konflikt, der zum Waffengang
führen kann, iſt uns unſympathiſch, ganz gleich, wo er
ſich entzündet. Er iſt beſonders bedenklich, wenn es ſich um
Weltmächte handelt. Das waffenloſe Deutſchland kann dabei
wirtſchaftlich und politiſch nur Objekt ſein. Aber damit ſind
die Folgen noch nicht abgeſchloſſen. England hat einmal
Frankreich auch auf militäriſche Gebiete Zugeſtändniſſe ge
macht, die man nur als Sabotage der Abrüſtung bezeichnen
kann Und die Hegemönieſtellung dieſes Landes auf dem
Kontinent verewigen müſſen. Darliber hinaus aber hat
die Politik der Doöwningſtreet auch in der Rheinlandfrage
eine Wendung erfahren Während man früher im Parla
ment wiederholt erklärte daß man grundſätzlich für die
Zurückziehung der Truppen vom Rhein ſei, iſt man in der
letzten Zeit ſolchen Fragen ausgewichen oder hat ſie in einer
Weiſe beantwortet die allerlei Deutung zuließ. Das fiel
ſofort auf, findet aber jetzt ſeine Erklärung, nachdem man
von den Vereinbarungen gehört hat. Man hat ſich eben
der franzöſiſchen Theſe genähert und die Räumung von
Bedingungen abhängig gemacht, obwohl man ſelbſt immer
betont hat, daß ſie auf Grund des Friedensvertrags und der
Locarnopakte eine Selbſtverſtänd lichkeit ſet. Lloyd George hat
erſt kürzlich auf dieſen Widerſpruch hingewieſen, vhne daß ihm
etwas entgegenet wurde Wir müſſen alſo damit rechnen,
daß wir in Genf keinerlei Unterſtützung bei Engkand oder
Belgien finden. Damit verſchlechtern ſich die Ausſichten für
eine Verſtändigung Die Verſchleppungsmandver dürften
daher erfolgreich werden.

Herrn Seipels Rolle
Der öſterreichiſche Bundeskanzler Seipel, der zum
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gleichmäßig beurteilen. Mit Recht ſchreibt Evening Poſt
Staaten die Verantwortung

für die Räumung aufbürden und in der Schuldenfrage
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hatte eine lange Unterredung mit Briand, über die von
beiden Seiten ſtrengſtes Stillſchweigen bewahrt wird. Das
iſt nur dann begreiflich wenn Dinge beſprochen wurden,
die vor der Oeffentlichkeit geheimgehalten werden ſollen
Man kann daher eine Meldung der New York Times,
wonach dabei vom Anſchluß die Rede war, nicht vhne wei
teres in den Papierkorp werfen. Das Blatt behauptet ſo
gar, Herr Seipel, deſſen Begeiſterung für einen Anſchluß an
das Reich niemals ſehr groß geweſen iſt und der nur ge
legentlich unter Druck einmal ein paar freundliche Worte
fand, habe dieſe Löſung als den Selbſtmord ſeines Lan
des bezeichnet. Eine ſolche Aeußerung iſt ſo ungeheuerlich,
daß wir ſie nicht als wahr unterſtellen wollen, ſie er
fordert aber ein ſöförtiges und bündiges Dementi

Jnnere Kriſe?
Die Zuſtimmung des Reichskabinetts zum Bau des

Panzerkreuzers A hat in der ſözialdemokratiſchen Partei
eine ſchwere Kriſe hervorgerufen. Zunächſt gelang es Her
mann Müller und Severing, die Gefahren abzubiegen Der
Parteivorſtand ſprach zwar ſeine Mißbilligung aus, lehnte
aber ſchärfere Anträge ab Inzwiſchen hat ein wahres
Keſſeltreiben eingeſetzt und dazu gezwungen den Partetaus

ſchuß einzuberufen, der in der nächſten Woche in Berlin
zuſammentritt. Hier handelt es ſich jetzt um die Frage, ob
eine Zurückziehung der Miniſter beſchloſſen werden ſoll oder
nicht. Wir wiſſen nicht, welche Gründe den Kanzler dazu
bewogen haben, dieſen Käbinettsbeſchluß herbeizuführen.
Es können außenpolitiſche oder innerpolitiſche ſein. Wir
möchten das lehtere annehmen und glauben daß er die
Bahn für die Große Koalition im Herbſt freimachen wollte
die ja heute noch nicht beſteht auch wenn in der Regierung
die Parteien der Großen Khalikion vertreten ſind Auf jeden
Fall muß die Lage als ſehr ernſt angeſehen werden. Ge
ling tes Müller nicht die Angriffe abzuſchwächen, ſo daß
wieder nur eine Mißbilligung das Ergebnis iſt, ſo ſtehen wir
vor einer Kriſe, die über die Sozialdemokratie hinaus

greiſen muß. Eine neue Kabinettsbildung iſt unter den
gegenwärtigen Verhältniſſen ausgeſchloſſen, weil es ohne
die Sozialdemokratie keine Mehrheit gibt, und weil die
Weimarer Koalition erſt vecht nicht regieren kann Die
Folge wäre vermutlich eine Auflöſung mit Neuwahlen Dieſe
Möglichkeit wird vielfach etwas leicht genommen. Davor
kann nicht dringend genug gewarnt werden. Die Ausſichten
ſind für die Linke nicht günſtig, weil ſchon jetzt ein ſtarker
Abmarſch ſösialdemokratiſcher Wähler zu den Kommuniſten
zu verzeichnen iſt, weil ferner die Wahlmüdigkeit noch
deutlicher in die Erſcheinung treten würde und die Zer
ſplitterung Fortſchritte machen könnte. Auch würde der
Kampf gegen den Parla mentarismus neue Nahrung be
kommen. Vor allem brauchen wir eine ruhige und ſtetige
Entwicklüng. Angeſichts der wachſenden Teuerüng und noch
nicht weſentlich gebeſſerten Wirtſchaftskonjunktur iſt es un
bedingt erforderlich daß der Reichstag eine Reihe geſetzgebe
riſcher Maßnahmen erledigt, wenn nicht erſt recht Rück
ſchläge eintreten ſollen Richard May

Die kommenden
Bekannt iſt, daß als

wahlen in Preu

Gemeindewäahlen
Termin für die Gemeinde

ßen Sonntag, der Dezember dieſes
Jahres, in Ausſicht genommen iſt. Dagegen herrſcht immer
nöch Unklarheit darüber, ob zugleich mit den Gemeinde
wahlen auch die Kreistags und Provinziallandtagswahlen
durchgeführt werden. Ebenſo beſtehen Zweifel darüber, in
welchen Gemeinden die Wahlen ausfallen

Hierzu iſt zu bemerken, daß der Geſetzentwurf der
Regierung, über den man erſt am 26. September im
Staatsrat verhandeln wird, beſondere Beſtimmungen, für
ſolche Gemeinden enthalten wird, in denen in letzter Zeit
kommunale Neugliederungen eingetreten ſind und deshalb
eine Hinausſchiebung der Gemeindewahlen über den 2 De
zember notwendig geworden iſt. Auch in der Frage, ob diet.
Gemeindewahlen zuſammen unit den Kreistags und Pro

swaählen an einem Tage ſtattfinden ſollen
ird der Staatsrat erſt im nächſten Monat

dung treffen. Sollte ſich der Landtag für eine
Wahltermins entſchließen, ſo werden

landtagswahlen in ſänttlichen Gemeinden
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Kirche und Abrüſtung
Von Profeſſor D. Martin RadeMarburg.

e Auf dem Jnternativnalen kirchlichen Abrü
S ſtungskongreß des Weltbundes für Freundſchafts

Arbeit der Kirchen in Prag hat Prof. D. Rade
NMarburg einen mit großem Beifall aufgenom

S nenen Vortrag über „Moraliſche Abrüſtung eine
erſte Notwendigkeit“ gehalten. Der Schlußteil die

es Referates, der die Aufgaben der Kirchen bei
Propagierung des Abrüſtungsgedankens enthält,
ſei hier in ſeinen weſentlichen Abſchnitten mit
geteilt

Die Völker behandeln Zögernd und taſtend die Ab
wüſtungsfrage. Sie ſind ſo erzogen. Sie tragen ein ſchweres
Erbe von Haß widereinander, von Angſt voreinander, von
Glauben an Kriegsglück und Kriegerpflicht mit ſich. Da
wider müßten nun die Kirchen aller Staaten und Völker
ihren Gliedern durch rechtſchaffene Deutung des Evange
liums und Einſchärfung der Chriſtenpflicht zu Hilfe kom
men. Die Kraſft, die den Völkern von daher zuftrömen
müßte, iſt die Feindesliebe. Eine Jdee, nein eine Pflicht,
nein eine Gabe (Charisma), welche die Chriſtenheit von
ihrem Herrn Jeſus Chriſtus mit auf den Weg bekommen

hat. Wie furchtbar die Kirchen ſich im Verlauf der Jahr
hunderte gegen das Gebot der Feindesliebe verſündigt
haben, lehrt die Geſchichte. Sind die Kirchen nicht oft
genug geradezu Quellen von Feindſchaft geweſen ſtatt ihr
Tod Aber das ſind doch „tempi paſſati?“

In der Tat ſehen wir auch innerhalb der Kirchen
einen Prozeß oder Progreß der moralischen Abrüſtung ſich
vollziehen. Die gegenſeitige Widerſpenſtigkeit der Konſeſ
ſionen hat ſich gemildert; Konkordie, ſelbſt Union iſt vieler
orten an der Stelle des alten Zwieſpalts getreten. Und ſo
fern die Einzelkirchen der Länder mit ihren Nationen ge
haßt und geſtritten haben, iſt eine Beſinnung darüber ein
getreten, ob das nicht auch ſeine Grenzen hat und ob für
dieſe Schickſalsgemeinſchaft einer chriſtlichen Kirche mit
einem Volk nicht gewiſſe Vorausſetzungen erfüllt ſein müſ
ſen, wenn anders ſie chriſtlich ſein ſoll. Wollen wir aber
den Fortſchritt mit Händen greifen: das Gute liegt ſo nah

unſer „Weltbund für Freundſchaftsarbeit der Kirchen“
iſt doch tatſächlich ein Stück moraliſcher Abrüſtung. „Life
and Work“ „Faith and Order“ ſind es auch. Und
noch viele andere Vereinigungen mehr. Dieſe alle
ſind ſehr eifrig am Werk, den Kirchen ſelbſt über ver
altete Gegnerſchaft und bleibende Unterſchiede hinweg zu
einer „eommunio ſanctorum“ Gemeinſchaft der Heiligen)
zu helfen, die „im Himel, alſo auch auf Erden“ iſt. Wenn
die Kirchen nicht Frieden halten, wie ſollen die Staaten es
können? So iſt moraliſche Abrüſtung der Kirchen eine Not
wendigkeit in ſich, eine erſte Notwendigkeit zum Zweck
der Befriedigung des Völkerlebens, ihre Abrüſtung geradezu
„condito ſine gua non der Abrüſtung der Völker.

Gefahr iſt im Verzug. Es eilt, daß die Kirchen ſich
auf ihr Weſen beſinnen. Die Welt braucht von ihnen dieſen
neuen Dienſt. Leiſten ſie den nicht, ſo werden ſie von
der Welt zertreten werden, und Gott wird Amen dazu

ſagen. SWas aber können die Kirchen direkt für die militäriſche
Abrüſtung tun? Vielleicht wenig. Aber ich glaube viel

Ein Beiſpiel. eAls die Menſchen die Kunſt lernten, zu fliegen, wurde
dieſe Kunſt ſofort für den Krieg in Anſpruch genommen.
Wenn ich nicht irre, haben zuerſt die Jtaltener 1911 das
Flugzeug in Tripolis praktiſch als Waffe verwendet. Wäre
S damals nicht die Pflicht der Kirchen geweſen, uniſono zu
proteſtieren und in die Chriſtenheit hineinzuruſen: „Hat
Gott der Herr den Menſchen dieſe neue unerhörte Gabe
geſchenkt, ſo nicht dazu, daß wir uns gegenſeitig verderben,
ſondern daß wir einander damit dienen ſollen Das
Zurückhalten der Lufſtſchiffe aus dem Waffenkampfe war
durchaus eine Möglichkeit im Geiſte der Genfer und
Haager Konvention. ob es gewirkt hätte, man weiß es
nicht, denn die Kirchen haben geſchwiegen. Und heute
Jedermann weiß, wie der nächſte Krieg geführt werden
wird. Die Furchtbarkeit der Gift und Exploſtonsſtoffe, die
im Rücken der Heere auf die Zivilbevölkerung niedergehen
werden, iſt unbeſchreiblich. Hundert Jahre nach Henry
Dunants Geburt wird das Volk der Nichtkombattanten
noch nie dageweſenem Schrecken reſt und rückſichtslos aus
geliefert. Solchem Greuel gegenüber ſollte es nicht wirken,
wenn die chriſtlichen Kirchen uniſono den Völkern und
Staaten zuriefen: „Laßt von dem gottloſen Wahnſinn!“
Weiter! Artikel 8 und 159 ff. des Verſailler Friedens
Deutſchland hat eingewilligt in ſeine Abrüſtung, und die
Sieger haben verſprochen, ihm darin zu folgen. Das Ver
ſprechen iſt unerfüllt und es erſcheint wenig Ausſicht darauf,
daß es erfüllt werden wird. Warum? Weil es an moraliſcher
Abrüſtung fehlt. Da ſollen die Kirchen der beteiligten
Staaten aufſtehen und uniſono fordern, was recht iſt.
Wigderum; die Schuldfrage. Jedermann weiß, daß Ar
tikel 231, der das Zugeſtändnis der Deutſchen enthält,
daß ſie „als Urheber für alle Schäden und Verluſte des
Krieges verantwortlich ſeien das Geſtändnis eines Gefob
terten unter der Folter war. Dennoch ſehe ich die Chriſten

pflicht, dieſes Geſtändnis auf ſeinen wahren Wert zurück
Zuführen, nicht bei den Deutſchen, ſondern bei den Chriſten
der ganzen übrigen Welt. Sie ſollen prüfen, ſie ſollen die
Wahrheit ans Licht bringen. Und wenn ſie ſinden, daß
die Deutſchen nicht die allein Schuldigen ſind, ſollen ſie
das ſagen, wiederum uniſono, damit der Wahrheit ihre
Ehre werde. Wenn unſere einſtigen Feinde das tun, das iſt
mehr wert als ein paar Regimenter oder Panzerſchiffe
weniger das iſt moraliſche Abrüſtung, und eine erſte
Notwendigkeit. Wenn die Hutlawry, Kriegsächtung Be
wegung, wie ſie Staatsſekretär Kellogg in Gang gebracht
hat, Erfolg zeitigt, ſo werden wir das Schauſpiel erleben,
daß die Kinder der Welt frömmer ſind als die Kinder des
Vichts. Will ſagen daß die Staaten tun, was die Kirchen
un ſollen. Man heißt es eine Jdeologie: gerade ſolche

Denn die Kraft einer rechtſchaffenen, echten Jdeologte liegt
in dem: „Nicht ſehen und doch glauben Die Jdeologie
iſt dem Fortſchritt immer um einige Zeiten voraus. Und
ſie holt fich ihr Recht von den Sternen herab: „Gott
will es.“ Wenn nun die Kirchen die Stätten der Gottes
verehrung und der Gotteserfahrung find dürfen fie ſich
von der profanen Welt niemals überflügeln laſſen. Und
wenn die Militärſtaaten unfähig ſind, fich zur Erfüllung
der Zuſage aufzuraffen, die ſie im Verſailler Frieden ge
geben haben, wenn ſelbſt die allſeitig unterſchriebeer(e
Hutlawry Erklärung keine reelle militäriſche Abrüſtung zur
Folge haben ſollte, können die Kirchen und alle Menſchen,
die „guten Willens“ ſind ohne Unterlaß eine ganz reelle
Abrüſtung betreiben. Jn der Preſſe, in der ſchönen und wiſ
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Die deutſ ch
Zur Auguſttagung deutſcher

Von drei Deutſchen lebt immer einer im Ausland,
in der Zerſtreuung. Maßgebenden Stellen war dies ſchon
vor dem Kriege klar, und die Einſtellung der Bismarckſchen
Zeit, die im Auslanddeutſchen zuletzt doch etwas wie einen
Abtrünnigen und Heeresflüchtigen ſah, hatte ſich ſchon
längſt gewandelt und z. B. in dem vom Reichstag noch kurz
vor dem Weltkrieg verabſchiedeten Geſetz über die Staats
zugehörigkeit den neuen Verhältniſſen die erſten wichtigen
Zugeſtändniſſe gemacht. Jn das Bewußtſein des Geſammt

volkes iſt die Tatſache aber erſt in der Kriegs und noch
mehr in der Nachkriegszeit eingegangen Die gleichzeitige
Aufnahme von Beſtimmungen über nationale Minderheiten
in faſt alle Friedensverträge der jüngſten Zeit hat dazu die
Berechtigung gegeben, die Pflege des geiſtigen Zuſammen
hanges mit dieſen Deutſchen als ein Recht und eine Pflicht
des Geſamtvolkes in Anſpruch zu nehmen. Das beſte Mittel
dazu iſt die Schule. Aber mit welchem Unterhaltsträger?
Die Pflege der Kultur iſt nach der mühſeligen ſtaatlichen
Zuſammenſetzung auch unſrer Republik Sache der Länder,
von Lippe-Detmold und Bayern Preußen und Heſſen, aber
niemals des Reiches Jtalien hat ſchon vor einem Menſchen
alter eine italieniſche Auslandsſchule aufgezogen, deren
Lehrer italieniſche Reichsbeamte unter dem zuſtändigen
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Was bedeutet der Kellogg Pakt?

Dieſe Frage beantwortet Reichsminiſter a. D. Dr.
Külz dahin: „Er iſt eine Geſte gegen den Angriffskrieg
nichts mehr und nichts weniger. IJrgendeine unmittel
bare praktiſche Auswirkung iſt von ihm nicht zu erwarten
Er iſt eine von den vielen Aktsonen, im Leben der
Völker eine Atmoſphäre zu ſchaffen, in welcher der Ge
danke friedlicher Verſtändigung beſſer gedeihen kann als
bisher. Man kann nicht ſagen, daß dieſe von Amerika jetzt
ausgehende Geſte unter beſonders günſtigen Begleitum
ſtänden vollzogen wird. Jm Gegenteil. Das franzöſiſch
engliſche Seeabkommen, das nach den Grundſätzen der
früheren Geheimdiplomatie bisher noch nicht einmal ver
öffentlicht worden iſt, hat in Amerika die ernſte Beſorgnis
ausgelöſt, daß ein Zuſammenarbeiten der vereinigten bri
tiſch-franzöiſſchen Flotten die maritime Lage zu ungunſten
Amerikas verſchieben könne. Auf jeden Fall wird die
Arbeit der vorbereitenden Abrüſtungskonferenz durch die
Stimmung bzw. Verſtimmung Amerikas bis auf weiteres
erheblich beeinträchtigt werden S

Den Beſuch Streſemanns in Paris billigt Abge
ordneter Dr. Külz und beurteilt ihn folgendermaßen
Zunächſt iſt auch ſein Erſcheinen eine Geſte, und zwar eine
ſolche der Höſlichkeit gegenüber Amerika. Aber ſein Be
ſuch in Paris iſt mehr als das er iſt, wie der „Temps“
mit Recht ausführt, eine neue Etappe auf dem Wege der
Entſpannungs und Verſtändigungspolitik, der Politik der
Wiederverſöhnung und der Annäherung.“

e

Konſul ſind, Reichsbeamte, die jederzeit wieder auf eine
inneritalieniſche Stelle zurückgezogen werden können. Dem
Reich fehlt dazu die Vorausſetzung eines Reichsſchulweſens
mit Reichslehrern. Aber ſelbſt wenn dieſe Schwierigkeit über
wunden wäre, woher ſoll das Reich bei dem Druck der
übrigen Verpflichtungen die dreißig Millionen hernehmen,
die Frankreich für fein Auslandsſchulweſen opfert? Frank
reich, das doch niemals eine gleiche Zerſtreuung und Ab
wanderung wie Deutſchland gekannt hat, ſondern die Fran
zoſen in der Hauptſache innerhalb ſeiner Grenzen ver
einigt, ſo daß ſeine Auslandeſchule mehr der Gewinnung
unter anderen Völkern, dem Werben für den franzöſiſchen
Gedanken überhaupt fich widmen kann. Dagegen beſtehen
allein im braſilianiſchen Einzelſtaate Rio Grande do Sul
ach thun dert, im Staate Santa Cataring z weih un
de rt von Deutſchbürtigen begründete Kolonieſchulen, Pi
kaden, Die Geſamtzahl in Braſilien allein dürfte um 1800
liegen. Und ſelbſt ein Reich, das im Ueberfluß ſäße, müßte
die größten Bedenken tragen und wäre auch ſtaatsrechtlich
niemals in der Lage, alle oder auch nur den größten Teil
dieſer Schulen als Reichsſchulen zu übernehmen. Es muß
beſonders den deutſchen Volksgenoſſen, die Bürger eines
anderen Landes geworden ſind, überlaſſen bleiben, wie weit
ſie in der Pflege ihres Volkstums gehen können, vor allem
wie weit eine deutſche Schule ihren Kindern und den
Intereſſen ihres neuen Vaterlandes dient. Eine Fülle
von Beiſpielen aus Mittel und Südamerika beweiſt, daß
bei dieſer freien Entſcheidung unſrer Stammesbrüder drau
ßen ſowohl das Deutſchtum wie ihre zweite Heimat nur
Vorteil gehabt haben. Etwas anderes iſt die Betreuung der
unmittelbaren Reichsdeutſchen und Reichsdeutſche bleibenden
in fremden Gaſtländern. Doch auch hier zeigt das Beiſpiel
einzelner mit beſonderen Zuſchüſſen aufgebauter Schulen,
daß darüber die Freiwilligkeit der Kolonte jn Beſuch der
Schule wie in den dafür aufgebrachten Opfern bei einem

Sdenlogien ſind recht eigentlich die Domäne der Kirchen.

luslandsſchule
Auslandsſchullehrer in Darmſtadt

Von Dr. Bohner, Oberſtudiendirektor,

ſenſchaftlichen Literatur, in den Schulen von der Univer ſt7
tät bis zur Kleinkinderſchule kann dem althergebrachten
Völkerhaß, der eitlen Ueberhebung der Nationen und Raf
ſen, der Unkenntnis fremnationalen Weſens über der Grenze

drüben ganz reell Und praktiſch entgegengearbeitet wer
den. Keine Preſtige der Militärs kann das hindern. „Der
Geiſt wehet, wo er will,“ er dringt durch die Ritzen der
Regulative und ſpottet aller Zenfur. Man pflege bei dem Dr.
Kirchenvolk aller Nationen die echte menſchliche, echt chriſt
liche Geſinnung, durchdringe damit die öffentliche Mein den
nung, erziehe dazu von der Kinderſtube aufwärts die
heranwachſende Generation und man wird damtt tatſächliche
Abrüſtung leiſten, eine Abrüſtung, die wahrhaftig die erſte

Notwendigkeit iſt. S
er

de geſchu
Staat

eine V

M. d. L. J BürgerEines aber muß die Heimat geben, den Lehrer G
iſt ein ſchönes Zeichen einer neuen Geſinnung unter den
Völkern, daß dieſes Recht auf einen Lehrer aus den
Volksheimat heute gelegentlich ſogar ſchon an Sprachgrenzen
zugeſtanden wurde, um die einmal gewaltſamer Austrag
erfolgt war. Allerdings, es ſind erſt Anfänge, muß jeden
Friedensfreund leider bekennen Der deutſche Lehrer nun
der an eine Auslandeſchule geht, zieht nicht hinaus als Be
amter, ſondern nur als Privatangeſtellter des Schulver-
eins, der Schule, denen er ſeine Dienſte weiht. Die Be
dingungen ſeines Vertrags richten ſich daher nach den
Verhältniſſen dieſer Schule und der Auslandskolonie, die
ſie unterhält. Es gibt auch heute noch deutſche Kolonien
im Ausland, die ihren Lehrkräften ſogar finanzielle Vor
teile gegenüber dem Heimatdienſt bieten können. Sb es
überall geſchieht, wo es möglich wäre, bleibt eine Frage
Die Schätzung der Erziehungsarbeit im Volk der Dichterund Denker hat nie einen übermäßig klingenden Ausdruck Autſchla

gefunden. Vielleicht iſt auch die Heimatbehörde nicht immer
mutig genug bei der Forderung für ausziehende Lehrer
geweſen. Jedenfalls berührt es eigentümlich, daß ziemlich
überall der Pförtner unſrer Botſchaften ein höheres Ge
halt bezieht als der verheiratete und mit Kindern geſeg
ete akademiſch vorgebildete Lehrer der Deutſchen Schule
am gleichen Ort, geſchweige denn, daß ſich ſolche Lehrkräſte Der St
mit den Beamten der mittleren Beſoldungsgruppen am und diü
einem Konſulat oder ſogar einer Botſchaft auch nur vom en Staat
ferne vergleichen dürften. Jn der Regel muß der deutſche Ktaate b
Auslandsſchullehrer froh ſein wenn er etwa das gleiche bleiben
Gehalt wie in der Heimat bezieht; in den meiſten Fällen
wird er ein materielles Opfer bringen müſſen, und gelegent
lich wird ihm ſelbſt Not nicht erſpart bleiben, wenn auch der
Hinweis auf den möglichen Nebenverdienſt in der Schweine
zucht heute nicht mehr wie noch vor ganz wenigen Jahren nei
den beratenden Heimatsſtellen gegeben wird. Und auch im
den braſtliantſchen Pikaden iſt der Anſtellungsvertrag des Aber a
Lehrers Balduin Zitz aus Deutſchland vom Jahre 1898 Uebert
Lüberholt: „Krank werden darf er nicht, auch nicht am Mon Lutet ein
tag. Heiraten darf er vorläufig auch nicht; ſonſt muß abge derechte
baut werden. Pump im Laden hat die Gemeinde nicht zu in em
bezahlen. Wenns dem Zitz leid iſt, kann er jederzeit waltung
Aber es iſt doch ſchmerzlich, wenn ſelbſt Direktoren gro Vert
ßer und zum Abitur führender Auslandsſchulen ſelbſt in en
Jahren die Schulden nicht abtragen können, die ihnen aus
einer einmaligen Erkrankung ihrer Frauen erwuchſen. Noch e
ſchlimmer ſieht es mit der Altersverſorgung ſolcher Lehre
kräfte aus. Eine ſelbſtändige Penſionskaſſe, wie ſie den
frühere Direktor unſrer Schule in Rio de Janeiro, Nabe
für Südbraſilien aufgebaut hat, kann nur bei einem feh

verbreiteten Schulweſen gelingen. e
Der Verband deutſcher Auslandsſchullehrer, wie e Auf

jetzt in Darmſtadt unter einer Beteiligung aus ganz Europa
Südafrika und Mittel und Süd Amerika getagt und ſich zu
ſammengeſchloſſen hat, ſtellt die Forderung, die ſelbſtwer Se
ſtändlich ſein ſollte der Auslandlehrer nicht ſchlechter be
zahlt wie in der Heimat. Aber man war ſich Klar daß di
Erfüllung der Forderung eben nicht allein Sache der Heima
iſt. Umſo dringlicher iſt das zweite: die Heimat muß den don d

Auslandlehrer eine Aufnahmeſtellung für Krankheit un
Alter wie auch die Hinterbliebenenverſorgung gewähren die R
Eine Reihe deutſcher Länder haben bisher dankbar di ſamt
Aufgabe übernommen Die reichseinheitliche Regelung ſt ingi
alle Länder auf dem Wege einer Vereinbarung ſcheint auf Die
dem Marſch, nachdem demokratiſche wie volksparteiliche An Linie
kräge ſie immer wieder gefordert haben, ſo in jüngſter Zeit einmen.

Antrag Matz. Bei Preußen muß dabei, weil nur ein Vierte und
unſerer höherer Schulen ſtaatlich iſt, noch der beſondere We Pdräng
einer Novelle zum Unterbringungsgeſetz von 1920 beſchritten heute

werden, das nur den Lehrern aus den abgetretenen Gee E
bieten gerecht wird. Ich hoffe auf eine bejahende An ch
wort der von mir in dieſem Sinn in unſern Landtag geh le i
ſtellten Kleinen Anfrage Bei der Unterbringung muß ein r E
Anerkennung des im Ausland Geleiſteten vorgeſehen wer Fak
den Es muß Verbitterung auslöſen, wenn Männer, die t h in
Ausland glänzende und vom Gaſtvolk hoch beachtete bi e
zum Abitur führende Schulen aufgebaut und jahrelang S dorben
leitet haben, in der Heimat keinen Leiterpoſten e t als
rönnen. Das Gleiche gilt von ſehr viel tüchtigen h
ſchulrektoren. Nur die Sicherung durch die Heimat kann ein
reichen, daß die ausziehenden deutſchen Auslandslehrer nie heit h

ſchon nach Ablauf ihres meiſt kurzfriſtigen erſten Vertrat Ehide

und mit eben erſt beginnender Erfahrung
Landesſprache) die Schule verlaſſen. Und erſt wenn wie e
einen Stamm Zurückgekehrter beſitzen, die wirklich drauße e eng
ausgehalten Haben, wird es möglich ſein, eine wirklid i
Vorbereitung neu hinausziehender Auslandkehrer durch Den e
führen, die heute überall gewünſcht wird. Auch hier wird die
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Verband deutſcher Auslandſchullehrer unter ſeinem W
ſitzenden, Staatsrat BlogDarmſtadt, die Wege weiſen wen nd

ſen. z e d habe

Vordrängen der Reichshilfe eher leidet als zunimmt.
e
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e Jn der neueſten Nummer der Halbmonats
ihn zeitſchrift für demokratiſche Kommunalpolitik

ege be elbſtverwaltung und Demokratie“ veröffentlicht
echt Dr. Richard Müller-Ludwigshafen einen treff
itliche lichen Artikel über Selbſtverwaltung der Gemein
üfwärts den und Staatsaufficht, der in ſeinem Haupt
t tatſächt teil wie folgt lautet:
a die e Freiherr vom Stein hat den Gedanken der Selbſt

erwaltung der Gemeinden in das öffentliche Rechtsleben ge
tragen. Selbſtverwaltung ſollte der Grundpfeiler des ge
eindlichen Verfaſſungslebens fein

Der Bürger ſollte durch Anteilnahme an den ihmt e nachſtttegenden, ihn unmittelbar deruhrenden, ihm am
ichteſten verſtändlich zu machenden Aufgaben der Ge
meinde geſchult werden für die ſpätere Mitarbeit an dermnſtad rohen Staatspolittik. Die gemeindliche Selbſtverwaltung

der Bürger an den großen Schickſalsfragen der Nation
Lehrer. werden.

z Unter d Die Selbſtverwaltung ſollte dein Bürger Erhöhung des
er aus Intereſſes und der Freude an ſeiner Heimat bringen und
hrachgren ſadurch die Liebe zur Heimat ſtärken und vertiefen. Die
ter Austy heimatliebe iſt aber notwendige Vorausſetzung der Vater
muß ſeh ndsliebe. So führt denn der Weg zu einer warmen Vater
Lehrer u ndeliebe, zu einem ſtarken nationalen Bewußtſein über
iaus als e Selbſtverwaltung der Gemeinde
s Schul Die Selbſtverwaltung der Gemeinde bedeutet: Hand
ht. Die Klngefreiheit innerhalb der ihr durch das Geſetz gezogenen
r nach Ehranken. Sie umfaßt die Zuſtändigkeit der Gemeinde
Kolonie ur Bearbeitung aller Fragen, deren Löſung ihr vom Ge
he Kolon ſbgeber ausdrücklich übertragen iſt Pflichtaufgaben
mzielle der deren Löſung ihr durch eine Geſetzesvorſchrift nicht
men. Ob ntzogen iſt freiwillige Aufgaben
eine F. Die Wahlen zu den Selbſtverwaltungskörpern voll
der Ach hen ſich ſeit der Einführung des Verhältniswahlrechtes

en Ausdt n Deutſchland durchweg nach parteipolitiſchen Geſichts
nicht im unkten.

dende Le In einer Ueberſpannung der parteipolitiſchen Hand
daß zie bung der Selbſtverwaltung liegt aber eine Gefahr für die
höheres (Allgemeinheit, die eines Schutzes gegen eine ſolche Ueber
ndern gef ſannung vder gegen einen Mißbrauch der Selbſtverwaltung
ſchen Ec darf
he Lehr in Der Schutz heißt Staatsaufſicht. Die Gemeinden kön
gruppen und dürſen auch bei aller Anerkennung des frucht
ich nur haren Staatsgrundſatzes der Selbſterwaltung keinen Staat
der deuf in Staate bilden. Sie müſſen dem Staatsgefüge eingeord

das glg et bleiben und ihre Selbſtverwaltung dem Staatsinter
eiten Ja ſe und dem Vollsganzen unterordnen.

Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich zugleich Umfang
Maß einer berechtigten Staatsaufſicht gegenüber den
einden, Leitſatz hierfür iſt: die Selbſtverwaltung der

den darf von der Gemeinde nicht mißbraucht, vom
ate aber nicht mißachtet werden.

Aber auch die Staatsaufſicht muß ihre Grenzen haben.
Eine Uebertreibung oder Ueberſpannung der Staatsaufſicht

bedeutet eine Rückwärtsbewegung eines fortſchrittlichen Ge
winderechtes und bricht die innere Kraft der Selbſtverwal
ung in empfindlicher Weiſe. Die innere Kraft der Selbſt
ſberwaltung ruht auf der freien Auswirkung der Fähigkeit,

i Werte der Perſönlichkeiten, die im Ehrenamt oder
4 berufe der Gemeinde dienen. Die Geſchichte der

chen Städte in der Vergangenheit hat die Wahrheit
es Satzes glänzend erwieſen. Die deutſchen Städte ſind,

eſtützt auf den Grundpfeiler der Selbſtverwaltung, die
färtſten Träger der wirtſchaftlichen, ſozialen und kulturellen
T ielung des deutſchen Volkes geworden. Die deutſchen

Aufgaben der Frauenkunde
Von Dr. Eva Wendorff.

Seit einigen Jahren beſteht ein neuer Wiſſenſchafts
weig, die ſogenannte „Frauenkunde“, die auf mediziniſcher

indlage aufgebaut iſt, deren Auſgabenkreis jedoch
die ſchon der Name andeutet weit über das hinausgeht,was als Frauenheilkunde zu verſtehen iſt.

Die Notwendigkeit einer ſolchen Diſziplin hat ſich aus
Er geſamten Entwicklung und Veränderung unſerer Le
bedingungen in den Kriegs und Nachkriegsjahren er

gegen eben Die Bedeutung ihrer Forſchungsaufgaben hangt in
ig e Eſter Linie mit der zunehmenden Berufstätigekit der Frau
arteilioe ſammen Die Frau iſt im Verlauf der letzten zehn Jahre
ngſter und mehr aus ihrem häuslichen Wirkungskreis hin

n erree worden, die verheiratete wie die ledige Frau
t beute im Erwerbsleben, und daraus haben ſich tief

hende Einwirkungen auf den Ablauf ihres phyſiſchen
ind pſhchiſchen Lebens ergeben. Die Zunahme der Krank
elsfälle iſt ſtatiſtiſch feſtgeſtellt worden, und die Forderung

a der Erhaltung der Geſundheit der Frau des wich
m iglten Faktors für die Gefundheit des geſamten Volkes

hat ſich immer dringender geltend gemacht.

Sie Frauenkunde will dieſer Forderung gerecht werden.
e vorbeugende Methode zur Verhütung von Krankheiten

Eeint als dringendſte Maßnahme geboten; handelt es
ſich erſt um die Heilung ſchon vorliegender Schäden, alſo

Wein mediziniſche Frage, iſt der Weg zur völligen Ge
ndheit häufig ſchon verſperrt. Um nun eine vorbeugende
We hode in zweckmäßiger Weiſe anwenden zu können, gilt

die geſamten Lebensäußerungen der Frau, ihre
ß eliſche Eigenart, ihre häusliche und berufliche Arbeit
er eingehenden Erforſchung zu unterziehen

Mit der Durchführung dieſer Aufgabe iſt bereits be
nen worden. Mit zunehmender Sorge hat man die häufig

Dgenden Wirkungen der Berufstätigkeit für den Or
hier e mus und die Pſyche der Frau feſtgeſtellt. Dieſe Schä
ſei e ind indeſſen wie die Frauenkunde feſtgeſtellt, häuftg

ger in der Art der Berufsarbeit ſelbſt begründet, ſon
e en haben meiſt ihre Urſache in den Begleiterſcheinungen

er Tatigrert

ſollte eine Vorſchule, ein Uebungsfeld für die Mitarbeit

&em den im ganzen ſollen dies auch in Zukunft in immer heilig iſt nur das Recht. Und das Geſetz ſteht unter

Selbſtverwaltung und Staatsaufſicht
Ka Bon Jnſtizrat Dr. Richard Mäller, Ludwigshafen.

ſtärkerem Maße werden und bleiben zum Segen
Staates und Volkes

des

Die ſchwarzweißrote Schulfahne
mit der ſchwarzrotgoldenen Schleife

Jn Erfurt iſt kürzlich die Grundſteinlegung für ein
neues ſtaatliches Reglgymnaſium vorgenommen worden, und
dabei hat es in weiten Kreiſen der Bevölkerung unliebſames
Aufſehen erregt, daß bei der Dekoration des Bauplatzes
eine ſchwarzweißrote Fahne eine mehr demonſtrative als
dekorative Rolle ſpielte Auf eine Beſchwerde beim Provin
zialzialſchulkollegium in Magdeburg erhielt die Republika
niſche Beſchwerdeſtelle Berlin folgenden Beſcheid:

„Die Fahne, die bei der Grundſteinlegungsfeier
für den Neubau des ſtaatlichen Realgymnaſtums in Er
furt von der Anſtalt mitgeführt wurde, iſt die alte Schul
fahne, die das Realgymnaſium ſeit ſeiner Gründung be
ſitzt. Entſprechend der in den Anfang der ſiebziger Jahre
fallenden Gründungszeit der Schule hat die Fahne die
Farben SchwarzWeißRot. Die Schulfahne iſt auch nach
der Aendernug der Reichsfarben weiter benutzt worden.
Um Mißdeutungen in der Oeffentlichkeit zu begegnen, ha
ben wir bereits vor längerer Zeit veranlaßt, daß der
Schulfahne die verfaſſungsmäßigen Reichsfarben in Form
einer deutlich ſichtbaren Schleife angefügt werden. Der
Herr Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung,
der den Sachverhalt bereits aus Anlaß des dortigen
gefälligen Schreibens vom 28. Dezember 1926 Nr.
5945 geprüft hat, hat unſere Maßnahme gebilligt

Bei der Grundſteinlegungsfeier iſt die Fahne mit der
ſchwarzrötgokdenen Schleife gezeigt wrden. Das zur
Schleife gebundene Fahnenband iſt drei Meter lang
und 13 Zentimeter breit.“

Wie ſich ergeben hat, wird, wie wir dem „Berliner
Tageblatt“ entnehmen, die „Regelung“ der Angelegenheit,
die das Magdeburger Provinzialſchulkollegium veranlaßt
und das Miniſterium in Berlin ohne weiteres gebilligt
hat, in Erſurt in keiner Weiſe als angemeſſene Löſung ange
ſehen. Warum iſt man nicht auf den einfachen Gedanken
gekommen, das Realgymnaſium ſolle ſich auch eine ſchwarz
rotgoldene Fahne beſchaffen, wenn man durchaus die alte
Schulfahne (ſicher wegen der Stickereien darauſ) als „Kunſt
werk“ aufgefaßt und bewahrt ſehen will? Der Staat ver
langt von dem Lehrer auf dem Lande, daß er nicht die alte
Schulfahne, ſondern SchwarzRotGold hißt ſelbſt wenn
er deswegen von reaktionären Kreiſen boykottiert wird
aber derſelbe Staat iſt in dem Erfurter Fall anſcheinend
höchſt befriedigt, wenn eine höhere Schule an ihrer ſchwarz
weiß roten Schulfahne eine ſchwarzrotgoldene Schleife an
bringt.

Für den Richter gilt das Geſetz
auch wenn es ihm nicht gefällt.

Die Kämpfe um die Aufwertung, die ſich namentlich
vor dem Erlaß des erſten Aufwertungsgeſetzes abſpielten,
haben vorübergehend den bisher dahin bei uns ſelbſt
verſtändlichen Satz, daß der Richter dem Geſetz unter
worfen ſei, erſchüttert Jhren Höhepunkt fand die damalige
Bewegung in der Erklärung des Vorſtandes des Richter
vereins beim Reichsgericht, in der mit Nichtanwendung
eines Geſetzes wegen angeblichen Vorſtoßes gegen Treu
und Glauben gedroht wurde. Aber auch Prof. Triepel
hat damals geſagt: „Heilig iſt nicht das Geſetz,

So hat ſich z. B. durch Umfrage ergeben, daß nur ein
geringer Prozentſatz der berufstätigen Frauen und Mäd
chen des Mittags eine warme Mahlzeit einnimmt. Zeit und
Geldmangel ſpielen hierbei eine erhebliche Rolle. Das warme
Eſſen wird manchmal des Abends, oft aber überhaupt nicht
nachgeholt. Durch Beobachtungen und Gewichtsnachprüfun
gen hat man feſtgeſtellt, daß der größte Teil der be
rufstätigen Frauen unterernährt iſt und Krankenkaſſen
und Erholungsheime in Anſpruch zu nehmen gezwungen
iſt. Durch Appell an die Arbeitgeber, die ihren Angeſtellten
die Möglichkeit zu einer warmen Mahlzeit am Mittag ge
währen müßten, ſowie durch ein Mahnwort an die Frauen
ſelbſt die häufig in leichtſinniger Weiſe ihre Geſundheit
vernachläſſigen, ſucht man dieſen Schäden zu begegnen

Schlimmer noch als die unzureichende Ernährung wirkt
ſich für die Frau eine zu ſtarke Jnanſpruchnahme ihrer
Arbeitskraft aus, die ſtets dann vorliegt, wenn die beruf
liche Arbeit mit der Tätigkeit als Hausfrau und Mutter
verbunden wird. Die doppelte und dreiſache Belaſtung der
Frau muß auf die Dauer zur Ueberarbeitung führen ge
fährlicher als die Schädigung des Körpers iſt die ſeeliſche
Depreſſion, die aus dem Gefühl der Unzulänglichkeit, allen
Anforderungen zu genügen, notwendig hervorgehen muß.
Das Empfinden ſtändigen Abgehetztſeins wirkt n zerſtören
der Weiſe namentlich auf das Nervenſyſtem und der un
frohe Menſch vermag wenig zu leiſten

An dieſer Erſcheinung tragen meiſt die gefamten wirt
ſchaftlichen Verhältniſſe die Schuld; der unzureichende oder
mangelnde Verdienſt des Mannes zwingt die Frau häufig
zur Mitarbeit Jn dieſem Fall wird ſich die ſchwere Be
laſtung der Frau kaum aufheben laſſen. Spielt aber der
Wunſch nach einem angenehmeren Leben die ausſchlaggebende
Rolle für die Tätigkeit der Frau, ſo erſcheint es als drin
gendes Gebot, ſie von der beruſlichen Tätigkeit zurück
zuhalten und ſie vor der Ueberanſtrengung zu ſchützen, deren
Folgen ſie ſelbſt nicht ſogleich abzuſehen vermag. Die Be
hörden haben mit ihren Beſtimmungen über die Beſchäfti
gung verheirateter Frauen ſchon den erſten Schritt auf die
fem Wege getan, mag dieſe Maßnahme auch hauptſächlich
zur Abwehr der Arbeitsloſigkeit erfolgt ſein.

Ein trauriges Kapitel bilden endlich die Frauenkrank
heiten der Berufstätigen, die auf Grund künſtlicher Ge

ningrad eine blutige Arbeit verrichtet.

dem Recht.“ Prof. Goldſchmidt zog daraus die Konſe
quenz: „nur unter dem Recht aber ſteht der Richter“.
Wenngleich dieſe Bewegung inzwiſchen abgeebbt iſt, ſo iſt es
doch verdienſtlich, daß Dr. Walter Fiſcher in Hamburg, der
als Rechtsanwalt der Praxis und als Profeſſor an der
Univerſität der Theorie angehört, die Frage der Bindung
des Richters an das Geſetz erneut erörtert Ein Vortrag
den er darüber in der Wiener Juriſtiſchen Geſellſchaft
gehalten hat, iſt jetzt im Druck erſchienen (Wien und
Leipzig, Verlag von Moritz Perles). Fiſcher vertritt mit

Entſchiedenheit wieder den Standpunkt, daß der Richter
dem Geſetz unterworfen iſt, auch wenn er mit ihm nicht
einverſtanden iſt. Er erinnert an ein Wort von Radbruch,
daß der Richter nicht Diener der Gerechtigkeit, ſondern
nur der Rechtsſicherheit ſei und an die Erwiderung Rei
chels: „Wer ſolche Entſagung fertig bringt, tut mir leid.
Dazu ſagt Fiſcher „Auf die Gefahr hin, dieſes Mitleids
teilhaftig zu werden, muß ich bekennen, daß auch ich
wenn ich auch der Formulierung nicht beitreten will, daß
es nur auf die Rechtsſicherheit ankomme doch ebenfalls das
Amt des Richters in unſeren Landen als ein entſagungs
volles in dem Sinne anſehe, daß er nicht Entſcheidungen,
die ſeinem Rechtsgefühl nicht entſprechen, dadurch ver
meiden darf, daß er aus dieſem ſeinen autonomen Rechts
und Sittlichkeitsgefühl ſich einer höherg Rechtsordnung
konſtruiert.“ Mit Recht hebt Fiſcher hervor, daß der Ge
ſetzgeber ſich die Entſcheidung darüber, was Rechtens ſein
ſoll, gar nicht aus der Hand nehmen laſſen darf, denn
das Geſetz iſt ſeiner Art nach das Ergebnis eines inneren
Machtkampfes. Jm Zweikampf zwiſchen Richter und Ge
ſetzgeber müſſe der erſte ſtets unterliegen. So kommt dann
auch Fiſcher unter Ablehnung des falſchen Satzes „nur
unter dem Recht ſteht der Richter“ zu dem Schluß: „Der
Richter iſt gebunden an das Geſetz, das ſich der Staat
zur Ordnung ſeiner Verhältniſſe gegeben hat.“

Mar Hölz und die Kommuniſten
Der ſozialdemokratiſche Reichstagsabgeordnete Franz

Künſtler ſagt in einer Polemik gegen die Kommuniſten
„Die Kommuniſtiſche Partei Deutſchlands als eine

Sektion der 3. Jnternationalen will die Vorkämpferin
der Weltrevolution ſein. Viele irregeführte, ehrliche kom
muniſtiſche Arbeiter haben ſeit dem Märzputſch von 1921
wiederholt erfahren müſſen, daß ſie von der Weltrevolu
tionspartei elend im Stich gelaſſen worden ſind.

Das Schickſal dieſer Arbeiter teilt neuerdings auch
Max Hölz, mit dem die kommuniſtiſche Parteileitung nach
ſeiner Entlaſſung aus dem Zuchthauſe eine Parteireklame
im übelſten Stile inſzenierte. Für Hölz und andere poli
tiſche Gefangene wurde ſchon vor Jahren ein Fonds ge
bildet, um aus dieſem die Aktionen zu finanzieren, die
man angeblich für die politiſchen Gefangenen einleiten
wollte. Vor einigen Jahren ging eine Mitteilug durch
die Preſſe, daß die Frau des Max Hölz ſich in großer Not
lage befindet. Nachdem das Theater, das die kommuniſtiſche
Zentrale mit dem entlaſſenen Max Hölz inſzenierte, vor
bei iſt und der Mohr ſeine Schuldigkeit getan hat, wird er
ebenſo wie viele einfache Arbeiter ſeinem Schickſal preis
gegeben. Vor einigen Wochen mußte der von den Kommu
niſten ſo gefeierte Revolutionär von einem Berliner Wohl
fahrtsamt eine Unterſtützung erbitten, die ihm zunächſt
in Höhe von 100 Mark ohne weiteres gegeben wurde.
So belohnt die Kommuniſtiſche Partei ein von ihr als re
volutionären Kämpfer verherrlichtes Mitglied.“

Künſtler, der ſeinerzeit die Giftgasfabrikation in Sow
jetrußland, enthüllte, behauptet weiter, die ruſſiſche Armee
werde geſchult im Straßenkampf, obwohl nach kommu
niſtiſchen Behauptungen in Rußland die Herrſchaft der
Sowjets von keiner Seite bedroht iſt. Dieſe Straßen Pan
zerwagenFormationen ſeien auserſehen zum Kampf gegen
ſtreikende Arbeiter und haben wiederholt namentlich in Le

burtenbeſchränkung entſtanden ſind. Der mangelnde Gebär
wille der Frau iſt zum größten Teil auf die wirtſchaftliche
Notlage zurückzuführen, vor allem auf das Wohnungselend
und auf die Schwierigkeit für die Berufstätigen, ein Kind
aufzuziehen. Daß alles geſchehen muß, um die Zuſtände im
Wohnungsweſen zu beſſern, iſt eine ſeit langem erkannte
Forderung, ebenſo wie der Ausbau der Schutzvorſchriften
für die arbeitende werdende Mutter.

Die Beobachtungen über die Berufstätigkeit der Frau
haben den Beweis erbracht, daß die allgemeine Frauen
arbeit auf ſämtlichen Gebieten nicht als wünſchenswertes
Ziel erſcheinen kann. Die „Frauenkunde“ wird dahin ſtreben,
die für die Frau geeigneten Berufe auszuwählen, und der
Staat, auf deren Forſchungsergebniſſen fußend, wird durch
Geſetzgebung für die notwendigen Schutzmaßnahmen ſorgen,
durch ſoziale Beſtimmungen die Schädigungen einzudäm
men ſuchen.

Als ein Mahnruf erklingen die Worte, die der Führer
der PanEuropaBewegung, Graf Coudenhove-Kalergi, in
feinem neuen Werk „Held oder Heiliger“ ausſpricht. Hier
ſtellt er die Forderung auf, daß die Frau als die Hüterin
des Lebens zu ſchützen und daß ihr für ihr großes Werk
der Mutterſchaft mit allen Mitteln der Weg zu ebnen ſern

V G O
Wie lange wird es noch dauern bis in jedem Heim wie heute
ein Radio- Empfänger auch der Bildfu nk- Apparat ſteht, der
durch drahtloſe Bild- Ebertragung erſt die techniſche Vollendung
des Rundfunes bringt? Uber alle Fortſchritte auf dieſem Gebiet
Wie auch über viele andere intereſſante Dinge erzählt (ſedem
vecſtändlich) die größte Funkzeitſehrift Der Deutſche
Rundfunk, der überdies allwöchentlich ſamt!iche ausführ-
hechen Programme aller in- und ausländiſchen Sender bringe

Einzeheft 50 Pl. Monatsbezug RM. Man beſteiſt am beſten beim Poſtamt
oder bei einer Buchhandlung Probeheft gern umſonſt
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Erhaltung des Berufs
beamtentums im olksſtaat

Von Dr. Hermann Fiſcher, Mitglies des Reichstags
Die Ausführungen, die Abgeordneter Dr.

Fiſcher auf der Regensburger Tagung der demo
kratiſchen Beamten über die Frage des Berufs
beamtentums gemacht hat, ſind ſo bedeutſam, daß
es Uns notwendig erſcheint, die Leitgedanken des
Fiſcherſchen Reſerates hier wiederzugeben.

Es iſt falſch anzunehmen, daß Berufsbeamtentum und
Demokratie ſich als Fremdkörper gegenüberſtehen. Wo die
beſten verwaltungstechniſchen Vorausſetzungen gegeben ſind,
da iſt eine praktiſch ſo gut wie unzeebrechliche Form der
Beziehungen zwiſchen Legislative und Exekutive geſchaffen.
Nur auf der techniſchen Grundlage eines differenzierten und
ſpezialiſierten, fachlich beſtens durchorganiſterten Verwal
tungsapparates iſt es möglich, in der Exekutive das Höchſt
maß des Wollens der Demokratie an den einzelnen Staats
bürger zu bringen, vor allem da, wo es ſich um ſo um
faſſende regionale und fachliche Aufgabenkreiſe des Ver
waltens handelt, wie ſie im modernen Staat größeren
Ausmaßes gegeben ſind. Nur im Berufsbeamtentum iſt das
Inſtrument gegeben, das den wechſelnden politiſchen Wil
lensrichtungen die Möglichkeit tatſächlichen Regierens bietet.

Fragen der Beamtenpolitik haben in der deutſchen
Oefſentlichkeit in den letzten Jahren nicht immer eine wohl
wollende oder auch nur objektive Behandlung erfahren,
Wer aber ſonſt immer nach Staatshilfe ruft, ſei es nun in
Form von Subventionen oder von Zöllen oder von ſteuer
lichen Bevorzugungen, der hat kein Recht, gegen den angeb
lichen „Beamtenſtaat“ zu wettern. Kein neuer Zoll ohne
neue Beamte, keine Stagatsförderung beſtimmter Erwerbs
gruppen ohne neue Beamte, keine weitere Differenzierung
unſeres Steuerſyſtems ohne neue Beamte, keine Siche-
rung vermeintlicher Stammeseigenarten“ vhne neue Be

amtel dWenn ich in meiner öffentlichen Tätigkeit mich ſtets da
für eingeſetzt habe und auch weiterhin einſetzen werde, den
Rahmen der Stagtsaufgaben zu begrenzen und dem heutigen
Zuſtand gegenüber einzuſchränken, ſo nicht zuletzt deshalb,
weil es mir dem Berufsbeamtentum abträglich erſcheint
Die Exekutive der Staatsorgane mit Aufgaben zu betkrauen,
die dem Staatsapparat fremd ſind und fremd bleiben müſ
ſen. Nicht nur der Wirtſchaftler, ſondern auch der Berufs
beamte ſelbſt ſollte darauf drängen, den Staat nicht mit
Aufgaben zu betraguen, die dem Weſen und der Auf
gabenſtellung der Staatsverwaltung fremd ſind. Wirtſchaf
ten heißt nicht, Beſtehendes ordnen, verwalten und regle
mentieren, ſondern neu ſich Entwickelndes erkennen, ge
ſtalten und formen Richtig wirtſchaften kann nicht durch
formales Anordnen und Beaufſichtigen kontrolliert wer
den, ſondern nur durch das Maß an Rentabilität und
Riſikoprämie, das aus dem geſamten Wirtſchaftskörper dem
wirtſchaftlich Handelnden als Erlös für dieſes ſein Handeln
zuerkannt wird.

Eine der erſten Maßnahmen der demokratiſchen Reichs
tagsfraktion nach den Neuwahlen iſt es geweſen, den vom
Deutſchen Beamtenbund vorbereiteten Geſetzentwurf über
die Schaffung eines einheitlichen Beamtenrechts als Jni-
tiativgeſetzentwurf im Reichstag einzubringen. Wir legen
nicht um irgendwelcher Sonderintereſſen der Beamtenſchaft
willen, ſondern im wohlverſtandenen Intereſſe des Gemeins
wohls großen Wert darauf, daß eine zuſammenfaſſende
und einheitliche Regelung des Beamtenrechts durch Reichs
geſetz erfolgt, wobei wir jede Verquicküng des Beamten
vechts mit dem allgemeinen Arbeitsrecht und jedem anderen

privaten Recht ablehnen Beamtenrecht iſt Staatsrecht und
muß Stagtsrecht bleiben. Wir lehnen rückhaltlos den Ge
danken der Sozialdemokratie ab, die zwar jetzt ſich auch im
Gegenſatz zu früheren Forderungen zum Berufsbeamtentum

bekennt, aber trotzdem die Aufgabe eines geſonderten Be
amtenrechts und die Einordnung der Beamten unter das
allgemeine Arbeitsrecht fordert. Wir wollen damit nicht nur
das beſondere Rechtsverhältnis des Beamten zum Staat,
ſondern auch ſein beſonderes Pflichtverhältnis zum Staat
betonen

Die Verfaſſung von Weimar hat in beſonderer Aus
führlichkeit in den Artikeln 128—131 die Rechte der Be
amten feſtgelegt und insbeſondere in Artikel 129 die ein
deutige veichsrechtliche Grundlage des Berufsbeamtentums
geſchaffen. Wir haben ſeitens der Deutſchen Demokratiſchen
Partei im Rahmen der damaligen Verfaſſungsarbeit wie
auch ſeither in allen unſeren parlamentariſchen Handlungen
mit allem Nachdruck und mit Selbſtverſtändlichkeit zum
Ausgangspunkt unſerer Beamtenpolitik die Anerkennung des
Berufsbeamtentums gemacht und es beſteht für niemanden
in der Partei ein Zweifel darüber, daß für uns dieſe Ein
ſtellung auch weiterhin maßgeblich ſein wird und ſein
muß.

Man hat verſucht, dieſe eindeutige und ſelbſtverſtänd
liche Haltung unſerer Partei durch Hinweiſe auf Ausführun
gen Profeſſor Hellpachs in ſeinem Buch „Politiſche Prognoſe
für Deutſchland zu diskreditieren. Es ſcheint mit erforder
lich, erſtmals zu betonen, daß es ſich bei Hellpach um eine
hervorragende geiſtige Führerperſönlichkeit handelt, deren
wiſſenſchaftliche Forſchungsarbeiten man nicht in die Gren
zen parteitaktiſcher Zweckmäßigketitsüberlegungen einſpan
wen ſollte. Die ſtarken Gegenſätzlichkeiten, die Hellpach in
ſeiner Schrift noch in bezug auf die Rechte des Berufsbe
amtentums und die uneingeſchränkten politiſchen Rechte der
Berufsbeamten im und eventuell auch gegen den Staat dar
gelegt hat, beſtehen nach meiner Ueberzeugung heute nicht
mehr und, würden ſie noch beſtehen, ſo würden ſie doch nie
mals dafür ſprechen dürfen, das Berufsbeamtentum abzu
bauen und zum Wahlbeamtentum überzugehen, ſondern man
müßte dann zu einer weſentlichen Verſchärfung und Erwei
terung der diſziplinarrechtlichen Beſtimmungen in bezug auf
die politiſche Bewegungsfreiheit der Beamtenſchaft
ſchreiten; wenn in Artikel 130 der Reichsver-
faſſung allen ſtaatlichen Beamten eine reſtloſe Frei
heit ihrer politiſchen Geſinnung und die Vereinigungsfref

heit gewährleiſtet iſt, ſo wollen wir grundſätzlich dieſes
vornehmſte ſtaatsbürgerliche Recht des Beamten in nichts
antaſten. Wir wollen au chnicht eine allgemeine Entpoliti
ſierung der Beamtenſchaft in der Richtung, daß ſie ſich von
der Mitarbeit und Betätigung auf den Gebieten des all
gemeinen öfſentlichen Lebens und der allgemeinen ſtaatlichen
und nationalen Intereſſen zurückzieht. Aber in der Ueber
einſtimmung mit allen Führern der republikaniſchen Be
amtenſchaft müſſen wir nach Wegen ſuchen, auf denen wir
aus der teils poſitiv, teils paſſiv dem Staat widerſtrebenden
politiſchen Stellungnahme mancher Schichten der Beamten
ſchaft herauskommen.

Jch will nicht verſchweigen, daß die Auslegung, die der
fraglichen Verfaſſungsbeſtimmung durch das Oberverwal
tungsgericht gegeben worden ſind, mir eine vom Standpunkt
des Staates aus geſehen zu enge und zu formaliſtiſche zu
ſein ſcheint. Jch neige dazu, inſoweit auch eine rechtliche Be
grenzung der polikiſchen Bewegungsſreiheit der Beamten
ſchaft zu empfehlen, als man die Grundbeſtimmung des
8 Ia des Geſetzes über die Pflichten der Beamten zum
Schutze der Republik vom 21. Juli 1922 ſchlechthin in das
Beamtenrecht übernimmt; ich glaube, mich mit Jhnen eins
in der Forderung zu wiſſen, daß der Staat um ſeiner ſelbſt
willen nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht hat,
in ſolcher Form ſich eine Sicherung dafür zu ſchaffen, daß
ſeine Beamtenſchaft wirklich ſeine Beamtenſchaft und nicht
die Beamtenſchaft ſeiner Gegner iſt.

Jch bin überzeugt, daß der neue Reichstag nicht ſo, wie
es der vergangene iſt, der Beratung des einheitlichen, um
faſſenden Beamtengeſetzentwurſes wird ausweichen können.
Wir müſſen zu einem großen, einheitlichen Geſetz aus
einem Guß kommen, müſſen ſo feſte Grenzlinien auch hin
fichtlich des Beamtenrechts in den Ländern dabei ziehen,
daß jede Unüberſichtlichkeit und Buntſcheckigkeit vermieden
wird

Große Reformwerke haben wir in der nächſten Zukunft
durchzuführen! Große Reformen geſchehen nirgends vhne
die Beamten Die größte Reform der preußiſchen Vergan
genheit, die Stein Hardenbergſche Geſetzgebung, iſt aus dem
Beamtentum heraus geboren. Es iſt richtig, daß der Be
amte unmittelbarer als viele andere Volkskreiſe auf dem
Boden gegebener Tatſachen ſteht, feſter mit Geſchaffenem
als mit dem Werdenden verbunden iſt. Aber er iſt nicht ein
geſchworen auf die Mißbräuche und Fehlgänge der Geſell
ſchaft und Staatsordnung, die vorhanden ſind; dazu ſteht er
mitten im Getriebe, das er lebendig ſchaut und hört, wo der
Staat auf ſchiefe Bahnen gerät, wo vergeudet wird, wo wir
falſche Wege gehen. Und ſo rufen wir gerade Sie die
Beamten innerhalb der Deutſchen Demokratiſchen Partei
als ſachverſtändige Wegweiſer zu weiterer treuer Gemein
ſchaftsarbeit auf, hoffen wir, mit Jhnen gemeinſame gute,
patrivtiſche Arbeit zum Beſten der Staatswohls und des
Volksganzen verrichten zu können. (Stürmiſcher Beifall.)

Weitere Steuerſenkung in Vorbereitung
Bei Beſprechungen mit Gewerkſchaſtsführern ſoll nach

Preſſemeldungen kürzlich mitgeteilt worden ſein, daß das
Reichsfinanzminiſterium eine weitere Vorlage vorbereite,
die die unteren und mittleren Einkommen ſteuerlich ent
laſten ſoll. Ueber dieſe Vorlage würden Anfang September
Beſprechungen mit den Länderregierungen ſtattfinden. Wie
der „Demokratiſche Zeitungsdienſt““ hierzu erfährt, werden
im Reichsfinanzminiſterium allerdings Aenderungen der
Einkommenſteuer in Erwägung gezogen. Es handelt ſich
dabei aber keineswegs um neue Pläne, ſondern lediglich
um die Ausführung eines Beſchluſſes, den der Reichstag
am 12. Juli d. Js. zugleich mit dem neuen Lohnſteiter-
geſetz gefaßt hat. Er nahm damals eine Entſchließung
an, in der die Regierung dringend erſucht wurde, ihrer An
kündigung gemäß für den Herbſt die Frage einer Senkung
der Einkommenſteuer in den unteren und mittleren Stu
fen zu prüfen und dabei die von den Parteien zur Ab
änderung des Einkommenſteuergeſetzes geſtellten Anträge,
ſowie die Notwendigkeit einer Senkung der Realſteuern
zu berückſichtigen. Jm Verfolg dieſes Beſchlüſſes hat das
Reichsfinanzminiſterium bereits Schritte getan, iſt dabei
bisher aber über Anregungen und Vorſchläge nicht hin
e die noch keine feſte Geſtalt angenommen

haben. iDeutſche Hultur, nicht Partei
kultur!

Jn dieſen Tagen beginnt die Winterſpielzeit der Ber
liner Theater und Bühnen im Reich. Schon ſind Erörte
rungen im Gange, was man von den kommenden Monaten
zu erwarten, was man zu fordern habe. Selbſtverſtändlich
werden die Wünſche hübſch parteimäßig ſortiert vorgeführt,
Rundſchauen und Vorſchauen ſind mit wenigen Ausnahmen
beſtrebt, auch auf dieſem Gebiete zu beweiſen, daß zur deut
ſchen Einheit unendlich viel fehlt.

Man iſt über die Zeit der Kunſt um ihrer ſelbſt willen
hinaus, das iſt richtig. Aber die Kunſt als bahnbrechender
Faktor ethiſcher, politiſcher, ſzialer Bewegungen bedeutet
z. B. im Theater nicht Politiſterung bis ins Letzte. Be
deutet nicht, daß eine angeblich freiheitliche Organi
ſation Kleiſts „Hermannsſchlacht“ ablehnt, ein angeblich
traditionsbewußter Verein ſich den „Louis Ferdinand“
von Unruh verbittet. Den einen iſt Kleiſt militariſtiſch, den
anderen ſcheint Unruh verdächtig. Jn einer weſtelbiſchen
Kleinſtadt lehnt man „die Räuber als „bolſche
wiſtiſch“ ab. Jn Berlin experimentiert Piscator nach
Moskauer Rezept. Ein paar Straßen weiter hat ſich eine
„Großdeutſche Thegtergemeinſchaft“ (völkiſcher Richtung auf
getan. Von dem oft berufenen deutſchen Kulturgut iſt
nicht allzu viel zu merken

Auf anderen Gebieten iſt es ähnlich. Früher galt es

Falkenſtein anſchließend Ausſprache 19 Uhr. Gemeinſames

als Zeichen umſtürzleriſcher Geſinnung, ſich für h
mann zu begeiſtern. Heute, wo die Malerei des Jmpreſſ
nismus in klaſſiziſtiſchen Rang erhoben iſt, ſind die
folger verdächtig Mit dem Eifer mit dem man in De
land allemal Grenzen zu ziehen und Gräben auszuhe
pflegt hat man auch die maleriſchen Bezirke abgeſteckt
gibt Menſchen, denen iſt alles Neuland als angebliche
geburt kömmuniſtiſcher Hirne verdächtig Sie ſehen
mehr mit künſtleriſchen Augen, ſie ſehen nur noch aus
Parteiperſpektive und vergeſſen darüber, daß es verbinden ha
und gemeinſame künſtleriſche Werte jenſeits aller ſelh in s
gezimmerten Schranken gibt Selbſtverſtändlich gehört an
die kömmuniſtiſche Seite dazu, die Rembrandt z. B e bele
Maler des Kapitalismus, als Individualiſten und de
des Kollektivbegrifſes ablehnt.

Und noch ein Beiſpiel die moderne Architektur Da
für ihre Bewertung anderes maßgebend ſein als Zwe
mäßigkeit und Schönheit Jawohl, hört man, hinter die
Formgebung ſteht ein revolutionärer Gedanke, ein Bri
mit Ueberlieferung und Bindung, den gilt es zu bekämbfe
Prüfen und Proben gibt es nicht mehr man entſcheide
man hat ſchon entſchieden nach der politiſchen Hallun
die der Künſtler einnimmt oder einzunehmen ſcheint

Dieſe Sätze wollen zu einer erneuten Betrachtung d
Kunſt und aller Kulturäußerungen anregen, bei der nig
Tendenz, ſondern Können den Ausſchlag gibt. Es wäre e Die der

freulich, wenn ſich allmählich das Bewußtſein durchſeht ohne

umme

daß es nur eine deutſche Kultur gibt. h die d

e üüſch einDie Amtsdauer nedes Reichsbank Präſidenten en
Neuwahl im nächſten Frühjahr t hatte

In der letzten Zeit iſt in der Oeffentlichkeit mehrſa keiner
die Frage nach der Neuwahl und der Amtsdauer de mmer
Reichsbankpräſidenten erörtert worden. Jin 8 6 des Ban n ſich
geſetzes vom 30. Auguſt 1924 iſt beſtimmt, daß die Amt nt. M
dauer des Präſidenten vier Jahre beträgt. Danach müß rraſchun
die Neuwahl des Reichsbank Präſidenten im Oktober ſtat ſtets d
finden. Maßgebend iſt jedoch der Tag der Ernennung die de
urkunde. Mit der Aushändigung der Urkunde an den 9 ſönlichen
wählten Präſidenten iſt dieſer rechtmäßig beſtellt und vo et mit
dieſen Zeitpunkt an datiert auch erſt die Amtsdauen nd zur
Wie bon zuſtändiger Stelle mitgeteilt wird, läuft die Amte die he
dauer des jetzigen Reichsbankpräſidenten Schacht noch bi thich de
zum 11. April 1929, ſo daß erſt zu dieſem Zeitpunkt ein velehr
Neuwahl erforderlich wird. Die Ernennung der Mitgliede ſteht
des Reichsbahndirektoriums iſt erfolgt auf einen Zeit um
raum von zwölf Jahren, jedoch mit der Maßgabe, da er
jedes Mitglied des Direktoriums bei Erreichung eine h wenn
Lebensalters von 65 Jahren ausſcheidet.

Es mu

Bezirk Halle len v
Halle. Der Geſchäftsführende Vorſtand des Bezirks Wer

verbandes beruft für Sonntag, den 30. September in
kleinen NicolausSaal in Halle, Große Nikolaiſtraße 9-11
eine

r jedem

Es m
Sitzung des geſamten Bezirksvorſtandes. gen

itlett inDagesordnung:. 1. Vorbereitung der Gemeinde Pro eſen n
vinziallandtags und Kreistagswahlen, 2. Organiſatoriſche dern ſt

3. Verſchiedenes. n iſt jeHerr Miniſter Dr. Schreiber hat zu dieſer Tann un
gung ſein Erſcheinen beſtimmt zugeſagt. r micht

Die Verhandlungen beginnen vormittags 11 Uhr a
Weißenfels. Der Kreisverein wird am Sonntag, dem ielung

23. September, einen Kreisparteitag einberufen. Nähere inde zu

Angaben folgen. ber DeutHerzberg. Sonntag, den 16. September, findet ein ler Le
Kreisparteitag für den Kreis Schweinitz ſtatt. en hat

Liſflichtu

Demokratiſche Sommerſchule in Spangenberg Heſe Note
ſein) Leitung: Medizinalrat Dr. Keding-Kaſſel, Vor nen
ſibender der DDP., Kaſſel. Tagungslokal: Gaſthof von
Heinrich Hinz, nahe dem Bahnhof. Programm Donners- dem
tag, den 20. September 1928: 18 Uhr: Empfang der Gäſte S tea

Anſchließend Beſichtigung des Kreisgutes Elbersdorf
20 Uhr Gemeinſames Abendeſſen. Freitag, den e
September 1928: 9 Uhr: Eröffnung der Sommerſchule. e Vi
9/30 Uhr: „Der Einheitsſtaat als Vorausſetzung national ln
ſtaatlichen Daſeins.“ Regierungspräſident Dr. Frie In
densburg, Kaſſel. 10,30 Uhr: Selbſtverwaltung als ung
Grundlage nativnalſtaatlichen Lebens Landrat Dr in
Schuſter, Meiſungen. 11,80 Ausſprache 18,30 Uhr Ge Kiede
meinſames Mittageſſen. 15 Uhr: „Moderne Wirtſchafts- e a
politik.“ Sengtor a. D. Dr. Stubmann, Hamburg. weiſe
Anſchließend Ausſprache 19 Uhr: Gemeinſames Abend- erheit
eſſen. Sonnabend, den 22. September 1928: 9,30 Uhr
Selbſtverwaltung und Gemeinſchaft im Völkerleben.“ (Der en
Gemeinſchaftsgedanke im Völkerleben Völkerbund; der ſie
Selbſtverwaltungsgedanke im Völkerleben Minderheiten, en win
Grenzland und Auslandsdeuſchtum.) Direktor Scheffen,
Berlin. 11,30 Uhr: Ausſprache 13,30 Uhr: Mittageſſen.
15 Uhr: „Aufgaben der Frauen in der Selbſtverwaltung b Hern

Frau Stadtrat Voigt-Kaſſel. „Aufgaben der Jugend n e
in der Selbſtperwaltung. Fräulein Elſe Reinhardt,

on die

Abendeſſen Sonntag, den 23. September 1928: 11 Uhr nd
Oeffentliche Kundgebung auf dem Schloß in Spangenberg als

Senator a. D. Dr. Stubmann, Hamburg. Anmel- e
dungen ſind zu richten an den Kulturgusſchuß der Deut el
ſchen Demokratiſchen Partei, Berlin SW11, Bernburger heit
Straße 18, oder an die Geſchäftsſtelle der Deutſchen Der n
mokratiſchen Partei in Kaſſel, Grüner Weg 2. Schluß e
der Anmeldungen; Mittwoch, den 12. September. Mit r das
der Anmeldung iſt mitzuteilen, für wieviele Tage Unter n
kunft gewünſcht wird. Als Unkoſtenbeitrag fur die Teil
nahme an der Sommerſchule wird ein Beitrag von fünf den
Mark bei Beginn der Tagung erhoben. Nähere An
kunſt erteilt auch die Partei-Geſchaſtsſtelle, in Halle, Große

Brauhausſtraße 30. eVerantwortlich Johannes Dornblüth, Halle. dehte,
Druck Buchdruckerei Weniger Co., G. m. 6. H., Deſſau h ſie

Poſtſtraße 9. i
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